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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 61.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.   

 

 

Eine bürgerfreundliche Verwaltung ist ohne deren fortschreitende Digitalisierung 

undenkbar. Dass es in dieser Hinsicht nach wie vor erhebliche Defizite gibt, ist 

bekannt. Der Deutsche Anwaltverein (DAV) begrüßt daher die geplante Reform 

der Onlinezugangsgesetzes, deren Anliegen eine weitere Modernisierung und 

Digitalisierung der Verwaltung in engem, arbeitsteiligen Zusammenwirken von 

Bund und Ländern ist. 

 

Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen 

(Onlinezugangsgesetz – OZG) ist in seiner Ursprungsfassung 2017 in Kraft getreten 

und verpflichtet Bund, Länder und Kommunen, ihre Verwaltungsleistungen über 

Verwaltungsportale auch digital anzubieten. Der vom Bundesministerium des Innern 

und für Heimat (BMI) publizierte Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften (OZGÄndG, Bearbeitungsstand 

20.01.2023, 11:20 Uhr, im Folgenden „OZG-E“) soll die einfache und medienbruchfreie 

Abwicklung von digitalen Verwaltungsleistungen vorantreiben.  

 

Für die Umsetzung wichtig und zielführend ist es aus Sicht des DAV, dass der neue 

§ 1a Abs. 2 OZG-E die Länder verpflichtet, die technischen und organisatorischen 

Voraussetzungen zur Anbindung ihrer Kommunen an den Portalverbund 

sicherzustellen. Ohne eine solche Pflicht lässt sich ein Portalverbund nicht erreichen. 

Es ergibt wenig Sinn, jede einzelne Kommune mit der Pflicht zur Anbindung allein zu 

lassen. Über die Anbindung an den Portalverbund und die Verpflichtung des Bundes 

zur Ermöglichung eines Datenaustauschs nach § 1a Abs. 4 OZG-E hinausgehende 
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Regelungen zur Digitalisierung der Verwaltung dürften kompetenzrechtlich nicht 

zulässig sein. 

 

Zu begrüßen ist auch die Klarstellung der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten 

zwischen der den Antragsassistenten betreibenden Behörde und der das 

Fachverfahren betreibenden Behörde in § 8a Abs. 4 OZG-E. So werden sonst 

notwendige, im Ergebnis schwer vorhersehbare Diskussionen über die Verteilung von 

Verantwortlichkeiten und evtl. bestehende gemeinsame Verantwortlichkeiten 

vermieden. 

 

Der DAV gibt zu dem Referentenentwurf im Übrigen folgendes zu bedenken:  

 

1. Keine überzogenen Anforderungen beim (digitalen) Ersatz der Schriftform 

 

Nach § 1a Abs. 2-4 OZG-E sollen Nutzer über alle Verwaltungsportale von Bund 

und Ländern einen medienbruchfreien Zugang zu elektronischen 

Verwaltungsleistungen aller Verwaltungsträger erhalten. § 3 OZG-E sieht als 

zentrales Element ein vom Bund im Portalverbund bereitzustellendes Bürgerkonto 

vor, für das sich Nutzer „einheitlich identifizieren und authentisieren können“. Die 

Implementierung eines einheitlichen Bürger- und Organisationskontos in § 3 OZG-

ÄndG ist grundsätzlich zu begrüßen. 

 

Die Regelungen zum Ersatz der Schriftform des analogen Verwaltungsverfahrens im 

digitalen Verwaltungsverfahren nach § 9a OZG-ÄndG zur Abwicklung einer 

Verwaltungsleistung sollten hingegen überprüft werden. Überprüft werden sollte 

insbesondere die in § 9a Abs. 2 OZG-E vorgesehene Ersetzung der Schriftform 

durch die dort enumerativ vorgeschriebenen Identifizierungsoptionen, die in ihren 

Anforderungen deutlich über die händische Unterschrift hinausgehen dürften. Wenn 

es sich bei der (analogen) Schriftform so verhält, dass eine Identifizierung und 

Authentifizierung im Regelfall nicht erfolgt (S. 33/34 Referentenentwurf), sollten 

auch bei digitalen Ersetzungsoptionen Anforderungen aufgestellt werden, bei denen 

die Benutzungsfreundlichkeit in angemessenem Verhältnis zu Anforderungen der 

Identifizierung und Authentifizierung steht. 
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Insbesondere mit den heute zur Verfügung stehenden digitalen Tools kann die 

händische Unterschrift relativ leicht gefälscht werden. Der elektronische 

Personalausweis mit seinem hohen Sicherheitsstandard geht deshalb erheblich 

über das Sicherheitsniveau der handschriftlichen Unterschrift hinaus. Stattdessen 

könnte auch eine Zwei-Faktor-Authentifizierung wie im Online-Bezahlverfahren 

vorgesehen werden. Diese Methode ist sicherer als eine handschriftliche 

Unterschrift und würde deshalb das Sicherheitsniveau einer solchen auch bei 

erhöhtem Missbrauchspotential abdecken. Zudem ist sie bereits etabliert und 

wesentlich nutzerfreundlicher. Der elektronische Personalausweis könnte für 

Prozesse vorbehalten bleiben, die ein sehr hohes Sicherheitsniveau erfordern. 

 

Das OZG sollte in jedem Fall explizit regeln, welche Anforderungen an die 

Identifizierung und Authentifizierung gestellt werden unter Beachtung der 

Anforderungen des BSI an ein sicheres Verfahren. Die Gesetzesbegründung 

erwähnt auf Seite 34 lediglich das Elster-Softwarezertifikat für den Schriftformersatz 

in einem Organisationskonto und schließt weitere Identifizierungsmittel oder -wege 

ausdrücklich aus. Neben dem Elster-Softwarezertifikat kommen jedoch auch andere 

bewährte und bereits bestehende 2-Faktor-Authentifizierungsverfahren in Betracht, 

etwas das beA für Anwälte oder die Verwendung der Online-Ausweisfunktion über 

die eID (mit den zwei Faktoren „Besitz“ der eID-Karte und „Wissen“ einer 6-stelligen 

PIN).  

 

Aus anwaltlicher Sicht berücksichtigt der Entwurf die berufsrechtlichen 

Sondervorschriften zur Nutzung des beA zur Identifizierung und Authentisierung im 

Zusammenhang mit der Kommunikation mit der Justiz nicht. Die Nutzung des beA 

setzt einen umfangreichen Identifizierungsprozess voraus, das beA ist ein 

etabliertes Verfahren und ersetzt im Zivilprozess bereits das Schriftformerfordernis 

(§ 130a ZPO). Deshalb sollte dessen Nutzung integriert werden. 

 

Auch wenn die einzelnen Rechtsanwaltskanzleien oft zumindest für die Abgabe von 

Umsatzsteuervoranmeldungen über ein Elster-Zertifikat verfügen dürften, gilt dies 

nicht für die einzelnen Berufsträger. Das beA ist ein sicheres 

Kommunikationsverfahren, das eingeführt ist. Es ist eine überflüssige Belastung, für 

die anwaltlichen Berufsträger davon getrennt ein weiteres Verfahren einzuführen. 
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Gesetzgeberisch sinnvoll wäre es zudem, zu überprüfen, welche 

Schriftformerfordernisse in den Fachverfahren welche Zwecke verfolgen und an 

diese Zwecke anknüpfend unterschiedliche elektronische Ersatzverfahren 

einzuführen. Der Zweck des Übereilungsschutzes ist anders digital realisierbar als 

der Zweck einer sicheren Identifizierung des Antragstellers oder der Zweck einer 

langfristigen sicheren Dokumentation getroffener Entscheidungen. 

 

2. Notwendigkeit eines strikten und eindeutigen Umsetzungsplans 

 

Der OZG-E sieht die Streichung der zuvor gesetzten Umsetzungsfrist vor. Die zuvor 

geltende Frist ist nicht erreicht worden; dies ist letztlich sanktionslos geblieben. 

 

Nicht verzichtet werden darf aber auf einen strikten und eindeutigen 

Umsetzungsplan und eine klare Verpflichtung der Normadressaten. Diese ist in § 1a 

Abs. 2, 4 OZG-E angelegt, sollte aber noch klarer herausgearbeitet werden. In 

einem verbindlichen Zeitplan sollte festgelegt werden, bis wann welche Online-

Leistungen verfügbar sein müssen. Ein solcher Zeitplan könnte durch den IT-

Planungsrat erstellt werden. Der Zeitplan könnte nach fest definierten Kriterien 

transparente und bundesweite Meilensteine für unterschiedliche 

Verwaltungsleistungen vorsehen und Priorisierungen vornehmen. Ansprüche von 

Bürgerinnen und Bürgern sowie von Unternehmen auf medienbruchfreie digitale 

Verwaltungsleistungen könnten die Umsetzungsfristen ebenso absichern wie 

regelmäßige Evaluierungen und Prozesse zur Steuerung der 

Umsetzungsmaßnahmen oder Anreize für gute und schnelle Umsetzungsleistungen. 

 

Fristen und Zeitpläne dienen dazu, die Beteiligten zu motivieren, konsequent an der 

Umsetzung zu arbeiten und entsprechende Ressourcen vorzuhalten. Sie erscheinen 

daher unverzichtbar, um den Rückstand aufzuholen, der bei der 

Verwaltungsdigitalisierung in vielen Bereichen feststellbar ist. Auch 

Rechtsansprüche für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen auf digitale 

Verwaltungsleistungen sollten gesetzlich festgelegt werden. Ein Rückstand ohne 

Sanktionen erscheint unbefriedigend. 
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Auch die Evaluierung sollte zeitlich strukturiert und die Vorlage von Berichten zu 

bestimmten Zeitpunkten vorgeschrieben werden (offen insofern noch die aktuelle 

Fassung in § 12 OZG-E). Wie auch aus anderen Gesetzen bekannt, sollte die 

Vorlage eines Evaluierungsberichtes z.B. zwei Jahre nach Inkrafttreten des 

OZGÄndG verpflichtend festgeschrieben werden und nachfolgend jeweils alle 12 bis 

24 Monate. 

 

3. Anpassung der Verwaltungsabläufe an neue Software 

 

Die Bereitstellung eines einheitlichen Portalverbundes durch den Bund mit einem 

einheitlichen Bürgerkonto ist ein Schritt in die richtige Richtung zu einer Lösung, die 

für Bürgerinnen und Bürger tatsächlich nutzbar ist. Es fehlt indes noch an 

Interoperabilitätsvorgaben, die die Anbindung existierender und künftiger Lösungen 

ermöglichen und so Insellösungen vermeiden, die in der Praxis dazu führen, dass 

eine wirkliche Verbreitung des Bürgerkontos mit fortschreitender, dynamischer 

Anbindung bis in die Kommunen hinein nicht gelebt werden wird.  

 

Zur Sicherstellung einer nachhaltigen Digitalisierung und Beschleunigung der 

Verwaltungs-verfahren bedarf es neben der Digitalisierung des reinen Online-

Zugangs als „Frontend“ einer Ende-zu-Ende-Digitalisierung bis in das Backend mit 

den Fachverfahren, internen Verwaltungsprozessen und Registern, um 

Medienbrüche, insb. durch das Ausfüllen, Hochladen und Weiterleiten von PDFs, 

und damit einhergehenden Mehraufwand sowie Einschränkungen der Usability zu 

vermeiden. Dabei sind zur Sicherstellung der Kompatibilität und Interoperabilität der 

Leistungen die Besonderheiten der einzelnen Verwaltungsleistungen ebenso zu 

berücksichtigen wie die individuellen Bedarfe der jeweiligen Verwaltung, die 

vorhandenen Softwarelösungen und Betriebsumgebungen. Dies berücksichtigt das 

EfA-Nachnutzungsprinzip (noch) nicht hinreichend. Für eine medienbruchfreie und 

anwenderfreundliche Nutzung digitaler Verwaltungsleistungen sowohl auf Seiten der 

Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen als auch auf Seiten der Verwaltung 

bedarf es verbindlicher, deutschlandweit einheitlicher Standards für 

Softwarelösungen, Schnittstellen und den Datenaustausch. Deren Spezifizierung, 

Priorisierung und Implementierung, sind durch ein Projekt- oder Architektur-

Management zentral zu steuern. Dieses sollte Prozesse zur regelmäßigen 
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Evaluierung ebenso vorsehen wie schnelle Reaktionsmöglichkeiten auf 

Fehlentwicklungen. Softwarelösungen könnten über einheitliche 

Entwicklungsplattformen entwickelt und über eine Distributionsplattform, wie den im 

Auftrag des IT-Planungsrates unter Federführung der FITKO etablierten FIT-Store 

zur Nutzung angeboten werden. 

 

Auch wenn die Abkehr von der bisherigen Lösung mit diversen IT-Komponenten 

ausdrücklich zu begrüßen ist (vgl. S. 24 RefE), ist damit die Herausforderung der 

Interoperabilität noch nicht endgültig beantwortet: Auch ein vom Bund 

bereitgestellter Portalverbund muss interoperabel mit den IT-Lösungen in den 

öffentlichen Stellen sein, um über Bürger-konten übermittelte Informationen 

tatsächlich verarbeiten zu können, heute und in der Zukunft. Auch Bürgern ist es zu 

ermöglichen, digitalisiert Informationen in das Bürgerkonto einzuspielen. 

 

Der OZG-E sollte insofern weiterentwickelt werden, als über interoperable Formate 

mit einheitlichen Standards für Schnittstellen, den Datenaustausch und die 

Anbindung existenter Softwarelösungen eine Ende-zu-Ende-Digitalisierung auch 

tatsächlich ermöglicht wird. 

 


